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GemeiDde.Tägervilen 
.Arealüberbauung. "Hertler11 , Genehmigung 

1. Mit Schreiben vom 11. Januar 1982 ersucht die Gemeinde Tägerwilen den 

Regierungsrat um Genehmigung des Arealüberbauungsplans "Hertler". Die 

öffentliche Planauflage erfolgte vom 9. November bis 8. Dezember 1981. 

Die Publikation im kantonalen Amtsblatt erfolgte am 6. November 1981 

(Nr. 44). Das faku.l tati ve Referendum wurde nicht ergriffen. Einspra­

chen wurden nicht eingereicht, ebenso gingen be~Begierwmgsrat keine 

Beschwerden ein. Der Genehmigung steht aus formellen GrliDden nichts 

entgegen. 

2. Das Areal liegt in der zwei- und in der dr"eigeschossigen Wohnzone; e's 

umfasst eine· Pläche von 12 '140 m2. Vorgesehen ist der Bau von neun 

Einfa.milien- und zwei Mehrfami~ienhäusern Dil.t je 9 Wohnungen. Es wur­

de weder von der Regelbauweise abgewichen, noch von der Erhöhung der 

AusnUtzungsziffer Gebrauch gemacht. Mit dem vorliegenden Planungsin­

strument will die Grundeigentümerschaft lediglich eine geordnete Ueber­

bauung des GrundstUcks gwwährleisten Und einen möglichst grossen Wohn­

wert fUr·dieses Quartier sicherstellen. 

3. Der ArealüberbaUUDgsplan umfasst einen Textteil und sechs Pläne. Im: 

Plan Nr. 221.101 werden Lage und Grösse der Bauten· sowie das Verkelirll"-. 

Erschliessungskonzept mit Parkplätzen und Tiefgarage geregelt. Die re­

lativ niedrige Ausnützung und di•·offene·B&uweise ermöglichen eine 
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ansehnliche zusammenhängende Grünfläche. Durch die Verteilung der Bau­

ten entstehen Bäume, welche attraktiv gestaltet werden können. Auch 

B.esoDD.ung und freier Ausblick werden mit diesem Projekt beriicksichtist". 

Bei den Mehrfamilienhäusern ist ein Kinderspielplatz vorgesehen. Auf 

der ganzen Länge der Stutestrasse wird ein Erdwall als Lärms·chutz 

aufgeschüttet. 

Die Zufahrt erfolgt über eine Wohnstrasse. Damit wird die Geschwindig­

keit auf den Zuf~ten zu allen Liegenschaften auf 20 km/h beschränkt. 

Der Einlenkerbereich in die Staatsstrasse muss aus Uebersichtsgründen 

leicht abgeändert werden; der Lärmschutzwall beidseits der Wohnstrasse . 
ist··.etwas stll.r~r und leicht !lchriil zur Strassenachse gegen die Bebau-

ung von der Wohnstrasse abzurücken, so dass vom Stopsignal (2.50 m 

hinter Trottoirrand) beidseits je mindestens 100 m der Staatsstrasse 

überblickt werden können. Die Kehrichtcontainer können ebenfalls aus 

diesen Gründen nicht am vorgesehenen Ort plaziert werden. Ferner ist 

darauf hinzuweisen, dass die vorgell!eh·enen Wendeplätze für Lastwagen 

zu klein sind •. Statt 12 m müsste der Durchmesser eines Kehrplatzes 

fur einen 8 m langen Lastwagen 18 m betragen. Es gibt jedoch andere 

Formen von Wendeplätzen, die nur 15 m .benötigen, wenn man Rlickwä.rts­

wendeanöver in Kauf nimmt. 

Die Anzahl und Anordnung der Parkplätze s:imi zweckmä.ssig. Als Verbin-· 

dungsbau zwischen den beiden Mehrfamilienhäusern wird eine Tiefgarage 

erstellt, die 12 der 18 Autoabstellplätze aufnimmt. Die Tiefgarage wird 

begrUD.t. 

In Plan Nr. 221.105 sind die Höhenlage der Bauten und die ents~echen­

den Geländeanpassungen festgelegt. Die Höhe der einzelnen Bauten wird 

nur durch die Geschosszahl geregelt. Die Geländeanpassungen halten sich 

in diesem Gelände in akzeptablem-Rahmen. 

Ba1linien und Waldabstände sind im Plan Nr. 221.106 geregelt. Die 

Strassen- und Kellerbaulinien erfüllen die gesetzlichen Anforderungen; 

sie sind zweckmässig. Beim Niederwald auf der Nordseite des Areals 

, wird jedoch das gesetzliche Mindestmass von 15 m (§ 84 BauG, Uferge­

hölz) um 5 m unterschritten. Weil die Bewirtschaftung der Parzelle 
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hangabwärts nach Norden erfolgen kaun, wird sie_ nach Auffassung des 

Irantonsforstamtes durch einen kleineren Abriaad nicht e.rs~bwel"t, zu­

mal es sich um Niederwald handelt. Somit kaun eine Verkleinerung des 

Waldabstandes gestatte~ werden. Es ist jedoch festzuhalten, dass das 

Gehölz als geschütz~er Yald gilt und nicht eingezäunt werden. darf. 

In den Plänen 221.107 werden die Erschliessungsanlagen tur Wasser, 

Abwasser und.Elektrizität geze-igt. Da. sie in üblicher Weise ausgeführt 

werden,. siDd keine Erörterungen dazu nötig. 

Der Textteil hält Erklärungen und Bestimmungen zu den Plänen fest. 

Weiter siDd darin Finanzierung: Und Realisierung sowie einige privat­

rechtliche· Vereinbarungen geregelt •. D8m Text (Ziff. 5 Abs. 2, Ziff • 

6.1, Zitt 6.2} ist weiter zu entnehmen, dass Wohnstrasse und I&Dal 11. 
durch die GrundeigentUmeriu erstellt werden und kostenlos tns Eigen­

tum der GemeiDde übergehen sollen. Weil offensichtlich die Er-. ·' .:·· · · 

schlässungswerke als öffentliche Anlagen betrachtet werden, ist aber 

nach den §§ 17 uDd 54 BauG und § 4 Perimeterreglement (PR} die Gemein­

de zur Erschliessung (Finanzierung mit Mehrwertbeiträgen, Bau und Un­

terh&l t} veipflicht_et. 

Private Erschliessungsanlagen im Sinne von § 2 Abs. 3 PR siDd ledig­

lich Einfahrten S'owie Ab- und Zuleitungen von Liegenschaften. Der vor­

liegende Fall (strassentläche = 1000 m2, 27 Wohnungen} geht aber weit 

über das Mass einer privaten Einfahrt hinaus. Die Möglichkeit, eine 

Erschliessungsa.nlage zu bauen, besteht nur, wenn sie auch in h'ivat­

eigentum bleibt, also nicht wie hier als öffentliohe Anlage konZipiert 

ist. Die Ziffern 5 Abs. 2, 6.1 und 6.2 sind daher zu streichen. 

Die grundbuchamtliehen Regelungen unter Ziffer 13 werden erst verbiDd­

lich, nachdem die entsprechenden Dienstbarkeit•n von den Grundeigen­

tümern im Grundbuch eingetragen lassen worden sind. 

Die Beschränkung der Geltungsdauer in Ziffer 15 ist nur insof~rn ver­

bindlich, als der Arealüberbauungspla.n innert 5.Jahren nicht realisiert 

wird. Geschi•ht das aber auch nur zum Teil, so bleibt der Plan auch 

nach Ablauf dieser Frist gültig. Die Rechtsgültigkeit des Planes im 

Grundbuch auf den einbezogenen Grundstücken einzutragen, verstösst ge­

gen Art. 80 der eidgenössischen·Grundbuchordnung. Ziffer 16 muss somit 

gestrichen werden. 
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4. Zu bemerken bleibt noch, dass der ~chitekt sich vor Beginn der·De­

tailplanung, zwecks Abklll.rung·, mit dem Amt für Zivilschutz in "Ver• 

bindung.zu setzen hat. 

5. Zusammentassend kann testgestellt werden, dass die ArealUberbauung 

aus planarischer Sicht gut ist, wird doch damit in ve~schiedener Sioht 

eine Gesamtlösung angestrebt: Tiefgarage, Kinderapielplat•, Wohnatra•· 

ae und Lll.rmschutz. 

Der AreaiUberbauungsplan ist zweckmll.ssig;er ·kann daher genehmigt ver-

den. 

Der Regierungsrat beschlies-st: 

1. Der· ArealUberbauungaplan "Bertler" der Gemeinde Tll.geNilen rird im 

Sinne der Erwägungen und mit Ausnahme der Ziffern 5 Abs. 2, 6.1, 6.2, 

und 16 gen~hmigt. 

2. Mitteilung an: 

- Gemeinde Tll.gerwilen, 8274 Tll.gerwilen, unter Beilage von zwei Dossiers 
mit Genehmigungsvermerk 

- Baudepartement 

- Amt für Baumplanung (2) unter Beilage eine·s Dossiers mit Genehdd.a=g .. 
vermerk 

Piir ri_chtige Au5ertigung 

DER STAATSSC BER 
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